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Rechtssatz 

Nach der Rechtsprechung des EuGH kann die Notwendigkeit, die Kohärenz einer Steuerregelung zu 
gewährleisten, eine Beschränkung der Ausübung der durch den Vertrag garantierten Grundfreiheiten 
rechtfertigen. Eine solche Rechtfertigung greift aber nur dann, wenn ein unmittelbarer Zusammenhang 
zwischen dem betreffenden steuerlichen Vorteil und dessen Ausgleich durch eine bestimmte steuerliche 
Belastung besteht (vgl. EuGH 21.12.2023, Cofidis, C-340/22, Rn. 55). Insbesondere kann ein derartiger 
Zusammenhang zwischen der Möglichkeit der Verlustübertragung unter den Gesellschaften eines 
Konzerns einerseits und der steuerlichen Neutralisierung bestimmter Transaktionen zwischen diesen 
Gesellschaften (insbesondere "Rückstellungen" für Wertverluste bei Beteiligungen) anderseits bestehen. 
Die Neutralisierung derartiger Transaktionen kann zum Ziel haben, eine doppelte Berücksichtigung von 
Verlusten zu verhindern und damit die Kohärenz des Steuersystems zu wahren (vgl. EuGH 12.6.2014, 
SCA Group Holding u.a., C-39/13 u.a., Rn. 34). Wird die Beteiligung nach einer allgemeinen Regelung 
(und nicht durch Sonderbestimmungen zur Neutralisierung bestimmter Transaktionen) "freigestellt" 
(keine Berücksichtigung der "Vorteile aus einer Beteiligung"), besteht kein derartiger unmittelbarer 
Zusammenhang zwischen der Gewährung des mit der Bildung einer steuerlichen Einheit verknüpften 
steuerlichen Vorteils und dessen Ausgleich durch eine bestimmte steuerliche Belastung (vgl. neuerlich 
EuGH SCA Group u.a., Rn. 40). Nach der österreichischen Rechtslage besteht aber keine derartige 
allgemeine Befreiungsregel für inländische Beteiligungen (vgl. hingegen für internationale 
Schachtelbeteiligungen § 10 Abs. 3 KStG 1988; vgl. dazu auch VwGH 10.2.2016, 2015/15/0001). Nach 
der neueren Rechtsprechung des EuGH müssen die Mitgliedstaaten zudem verhindern können, dass 
Verluste (grenzüberschreitend) doppelt berücksichtigt werden (vgl. EuGH 4.7.2018, NN, C-28/17, Rn. 42 
und 45). 
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